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Die Bundesländer im Standort-
wettbewerb vor zehn Jahren 
und heute
Ziel der Studie »Die Bundesländer im
Standortwettbewerb« ist es, Best-Practi-
ce-Beispiele zu identifizieren und ein Ler-
nen von den Besten anzuregen. Die Stu-
die verfolgt dabei einen möglichst um-
fassenden Ansatz, um zu evaluieren, wie
aktiv und erfolgreich die einzelnen Bun-
desländer in politischen Schlüsselfeldern
sind. Auf der Grundlage dieser Ergebnis-
se können Handlungsempfehlungen ab-
geleitet werden, damit Deutschland als
Ganzes attraktiver für international mobi-
le hochqualifizierte Arbeitskräfte und Ka-
pital wird sowie die eigenen Potentiale
besser ausschöpft. Um im innerdeut-
schen Standortwettbewerb aufzuholen,
müssen die weniger erfolgreichen Bun-
desländer jene Spielräume nutzen, die ih-
nen im Rahmen der geltenden föderalen
heute und morgen
Norbert Berthold, Nadya Kosturkova und Andreas Müller*
Die Bundesländer im Standortwettbewerb – gestern,
Zum fünften Mal evaluiert die Studie »Die Bundesländer im Standortwettbewerb« Erfolg und 
Aktivitäten der Bundesländer. Während die Pilotstudie aus dem Jahr 2001 die ersten acht Jahre
seit der Wiedervereinigung untersuchte, steht in der aktuellen Studie der Zeitraum 2006 bis 2008
im Fokus (vgl. Berthold und Drews 2001, sowie Berthold, Kosturkova und Müller 2010). In dieser
Periode herrschte bis zum Einsetzen der folgenschwersten Finanz- und Wirtschaftskrise nach dem
Zweiten Weltkrieg ein weltwirtschaftlich äußerst günstiges Klima, das seit 2005 zu einem beacht-
lichen Abbau der Arbeitslosigkeit beigetragen hat. Die insgesamt positive Entwicklung in der Vor-
krisenzeit konnten jedoch manche Bundesländer besser nutzen als andere. Während bspw. Bay-
ern und Sachsen ausgeglichene Haushalte vorlegten, stieg insbesondere der Schuldenberg Bre-
mens ungebremst weiter an. Deutliche Unterschiede gab es auch beim Ehrgeiz der einzelnen Län-
derregierungen, durch wirtschaftsfreundliche Rahmenbedingungen und Investitionen in Bildung
und Infrastruktur ein solides Fundament für die zukünftige Entwicklung zu legen. Dementspre-
chend konnten manche Länder ihre Attraktivität für Kapital und mobile Bürger stärker steigern
als andere. Als Wanderungsmotive werden dabei in Umfragen gute Einkommenserzielungsaussich-
ten und eine günstige Beschäftigungssituation genannt. Einen etwas geringeren Stellenwert nimmt
die Sicherheitslage in einem Land ein. Die Studie misst daher den Erfolg der einzelnen Bundes-
länder anhand der sechs Zielgrößen Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, Wirtschaftswachstum, Er-
werbstätigkeit, Arbeitslosigkeit (offen und verdeckt), soziale Sicherheit (Transferempfänger je Ein-
wohner) und innere Sicherheit (nicht aufgeklärte Straftaten je Einwohner). Die sechs Zielgrößen
werden in zwei Aggregationsschritten zum Erfolgsindex verdichtet, der anzeigt, wie erfolgreich die
Länder relativ zueinander sind. Zusätzlich werden mit Hilfe ökonometrischer Untersuchungen wich-
tige von den Ländern beeinflussbare Faktoren identifiziert, welche einen signifikanten Einfluss auf
die sechs Zielgrößen haben. Diese so genannten Wirkungsfaktoren erklären zu einem großen Teil
die unterschiedliche Performance der Bundesländer. Sie werden für jedes Land mit ihrem spezi-
fischen, aus der Schätzung resultierenden Gewicht aggregiert und bilden das zu jeder Zielgröße
zugehörige Aktivitätsniveau. Analog zum Erfolgsindex werden die Aktivitätsniveaus in zwei Ag-
gregationsschritten zum Aktivitätsindex verdichtet, der einen unmittelbaren Vergleich der Anstren-
gungen der Länder relativ zueinander ermöglicht. 
Der vorliegende Artikel gibt Aufschluss darüber, wie sich die Bundesländer seit der ersten Studie
im Aktivitäts- und Erfolgsindex entwickelt haben. Hierzu blicken wir im ersten Abschnitt zehn
Jahre zurück und ziehen einen Vergleich mit den aktuellen Ergebnissen. Im zweiten Abschnitt wa-
gen wir einen Ausblick in die Zukunft und gehen auf die Frage ein, welche Herausforderungen in
den nächsten Jahren auf die Bundesländer zukommen werden. 
* Prof. Dr. Norbert Berthold ist Inhaber des Lehrstuhls
für VWL, insbesondere Wirtschaftsordnung und 
Sozialpolitik, an der Universität Würzburg, Nadya
Kosturkova und Andreas Müller sind wissenschaft-
liche Mitarbeiter an diesem Lehrstuhl.Forschungsergebnisse
Ordnung zur Verfügung stehen. So haben die Bundeslän-
der nur geringe gesetzgeberische Kompetenzen, um im Be-
reich Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik auf unterschiedliche
Gegebenheiten vor Ort zu reagieren. Sie können jedoch in
zahlreichen anderen Bereichen die richtigen Weichen stel-
len. Beispielsweise wirkt sich eine solide Haushaltspolitik,
die genügend Spielraum für investive Ausgaben lässt, po-
sitiv auf die wirtschaftliche Entwicklung eines Landes aus.
Die Länder können zudem insbesondere in den wichtigen
Bereichen Bildungspolitik und Grundlagenforschung die Ba-
sis für gut ausgebildete Arbeitskräfte und Innovationen le-
gen. Zu mehr unternehmerischem Engagement und priva-
ten Investitionen können die Länder bspw. durch schnell und
unbürokratisch arbeitende Landesverwaltungen und be-
schleunigte Genehmigungsverfahren beitragen. Alles in al-
lem haben die Bundesländer vielfältige Möglichkeiten, um
sich im regionalen Standortwettbewerb zu verbessern. Der
Vergleich von aktuellem und damaligem Erfolgs- und Akti-
vitätsindex vermittelt einen Eindruck davon, wie stark und
mit welchem Erfolg die einzelnen Länder diese Möglichkei-
ten in den letzen zehn Jahren genutzt haben.
Erfolgsindex
Der Erfolgsindex bildet die Standortqualität und die Lebens-
verhältnisse der Bundesländer relativ zueinander ab. Zu-
nächst werden sechs makroökonomische Zielgrößen be-
trachtet, die die Attraktivität der Länder für Investoren und
potentielle Zuwanderer zum Ausdruck bringen. Für ihre Per-
formance bei den Zielgrößen werden die Länder nach einem
linearen Verfahren mit Punkten zwischen 10 (bester Wert)
und 1 (schlechtester Wert) benotet. Jeweils zwei Zielgrö-
ßen werden anschließend mit einer wertneutralen Gewich-
tung von 1:1 zu den (Zielgrößen-)Bereichen Einkommen
(Bruttoinlandsprodukt pro Kopf und Wirtschaftswachstum),
Beschäftigung (Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit) so-
wie Sicherheit (Transferempfängeranteil für soziale Sicher-
heit sowie die nicht aufgeklärten Straftaten je Einwohner für
innere Sicherheit) zusammengefasst. Die Bereiche Einkom-
men, Beschäftigung und Sicherheit gehen im Verhältnis
1:1:0,25 in den Erfolgsindex ein. Anhaltspunkt für die rela-
tive Gewichtung sind die Wanderungsbewegungen zwischen
den Bundesländern sowie die in Umfrageerhebungen aus-
gedrückten Präferenzen der Bürger. Das erste Bundeslän-
derranking untersuchte die Performance der Bundesländer
seit der Wiedervereinigung bis Ende der 1990er Jahre. Die-
se relativ lange Zeitspanne wurde in die beiden Zeiträume
1991–1995 und 1996–1998 aufgeteilt. Die ersten Jahre nach
der deutschen Einheit stellten eine Sondersituation dar. Die
neuen Länder mussten erst einmal in das gesamtdeutsche
Gefüge (wie bspw. den Länderfinanzausgleich) integriert wer-
den. Aus diesem Grund wurde ein längerer Beobachtungs-
zeitraum gewählt, um Einmaleffekte zu glätten. Um einen
Eindruck davon zu bekommen, wie sich die Bundesländer
im interregionalen Standortwettbewerb im Zeitablauf ge-
schlagen haben, ist daher ein Vergleich der Zeiträume 1996–
1998 und 2006–2008 besser geeignet. Nachfolgend wer-
den die Erfolgsindizes für die beiden Zeiträume miteinander
verglichen.
Auf den ersten fünf Plätzen des aktuellen Erfolgsindex ist
keine Rangveränderung gegenüber der Periode 1996–1998
zu verzeichnen (vgl. Abb. 2). Allerdings ist das Spitzentrio
näher aneinander gerückt und hebt sich nun deutlich vom
viertplatzierten Hessen und dem fünftplatzierten Bremen ab.
Der Vorsprung Hamburgs vor Bayern und
Baden-Württemberg ist im aktuellen Beob-
achtungszeitraum nur noch hauchdünn. Das
Mittelfeld, bestehend aus dem Saarland,
Rheinland-Pfalz, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein, hat sich
demgegenüber etwas aufgefächert. Einen
großen Sprung nach vorn kann lediglich das
Saarland machen, das nun sogar einen über-
durchschnittlichen Punktwert erzielt. Der
Punktwert Schleswig-Holsteins ist demge-
genüber deutlich gesunken. Das nördlichs-
te Bundesland bildet damit den Übergang
zur wenig erfolgreichen Gruppe der neuen
Bundesländer und Berlin. Innerhalb dieser
Gruppe gab es am meisten Bewegung.
Während Brandenburg vor zehn Jahren noch
das Feld anführte, muss sich das Land nun
mit dem vorletzten Platz zufriedengeben.
Nach vorne schieben konnten sich demge-
genüber Sachsen und Sachsen-Anhalt. Ers-
teres machte zwei Plätze gut und liegt nun
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Quelle: Darstellung der Autoren.
Abb. 1
Zusammensetzung des Erfolgs- und Aktivitätsindex
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als erfolgreichstes neues Bundesland auf Rang 11. Letzte-
res gab die rote Laterne an Mecklenburg-Vorpommern ab
und belegt nun Rang 13.
Aktivitätsindex
Der Aktivitätsindex gibt Aufschluss darüber, inwieweit die
Landespolitik durch gezielte Bemühungen zum Erfolg bei-
trägt. Grundlage für den Aktivitätsindex ist eine ökonome-
trische Panel-Analyse, mit deren Hilfe jene von den Län-
dern beeinflussbaren Faktoren identifiziert werden, welche
einen signifikanten Einfluss auf die sechs Zielgrößen ha-
ben. Diese Wirkungsfaktoren werden für jedes Land mit ih-
rem spezifischen, aus der Schätzung resultierenden Ge-
wicht aggregiert und bilden das zu jeder Zielgröße zuge-
hörige Aktivitätsniveau. Spiegelbildlich zur Bildung der Ziel-
größenbereiche werden jeweils zwei Aktivi-
tätsniveaus zu einem der drei Aktivitätsbe-
reiche aggregiert. Die Punktwerte der Län-
der in den drei Aktivitätsbereichen bilden de-
ren Anstrengungen ab, sich durch landes-
politische Maßnahmen bei Einkommen, Be-
schäftigung und Sicherheit zu verbessern.
Aggregiert man für jedes Bundesland die
Aktivitätsbereiche im Verhältnis 1:1:0,25, er-
hält man den Wert des Aktivitätsindex für
den gegebenen Beobachtungszeitraum. Ein
hoher Punktwert des Aktivitätsindex deu-
tet auf intensive Anstrengungen des Bun-
deslandes hin, sich insgesamt zu verbes-
sern. Da die unternommenen Aktivitäten
i.d.R. erst mit einer gewissen Zeitverzöge-
rung ihre volle Wirkung entfalten, ist der Zeit-
raum, in dem diese gemessen werden, dem
Erfolgszeitraum um ein Jahr vorgelagert.
Den oben angegebenen Erfolgszeiträumen
entsprechen somit die Aktivitätszeiträume
1995–1997 und 2005–2007.
Der Aktivitätsindex wird im Zeitraum 2005–
2007 wie schon vor einem Jahrzehnt von
den beiden süddeutschen Ländern Baden-
Württemberg und Bayern angeführt. Der Ab-
stand Bayerns zum Spitzenreiter hat sich al-
lerdings deutlich erhöht. Hamburg musste
den dritten Platz an Hessen abgeben, das
in der aktuellen Periode etwas aktiver war.
Keine Veränderung gab es auf den Rängen
fünf und sechs, auf denen nach wie vor
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein lie-
gen. Niedersachsen und Nordrhein-Westfa-
len haben demgegenüber die Plätze ge-
tauscht, so dass das bevölkerungsreichste
Bundesland nun Platz 7 einnimmt. Das Saar-
land und Bremen finden sich aktuell wie
schon vor einem Jahrzehnt auf den Plätzen 9 und 10. Um
zwei Plätze abgerutscht ist Berlin und hat damit Platz 11
für Sachsen freigemacht. Der Freistaat ist nicht nur das er-
folgreichste, sondern auch das mit Abstand aktivste, neue
Bundesland. Den größten Sprung nach vorn machte Thü-
ringen. Das mitteldeutsche Land konnte ausgehend vom
vorletzten Platz im Zeitraum 1995–1997 aktuell gleich drei
Länder hinter sich lassen. Das ehemals zweitaktivste neue
Bundesland Sachsen-Anhalt büßt dagegen in der aktuel-
len Periode zwei Rangplätze ein. Schlusslicht ist und bleibt
Mecklenburg-Vorpommern.
Beim Vergleich der aktuellen und damaligen Erfolgs- und
Aktivitätsindizes fällt auf, dass die Rangverschiebungen
eher innerhalb bestimmter Gruppen erfolgen. Insbesonde-
re auf den vorderen Rängen gibt es kaum Veränderun-


















































































































































































































































gen. Etwas mehr Bewegung gibt es schon im Mittelfeld,
wo sich bspw. das Saarland im Erfolgsindex deutlich nach
vorne schieben konnte. Am meisten hat sich in der Grup-
pe der neuen Bundesländer getan. Insbesondere Sachsen
hat seine landespolitischen Handlungsspielräume genutzt,
um sich an der Spitze der neuen Bundesländer festzuset-
zen. Es gibt ihn also, den effizienzsteigernden Wettbewerb
zwischen den Ländern, wenn auch in abgeschwächter
Form. Ein Aufholen ist möglich, allerdings nur mit einem
langen Atem.
Künftige Herausforderungen im Standort-
wettbewerb der Bundesländer
Die aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise führt über Aus-
gaben für Bankenrettung, Konjunkturpakete, steigende Zu-
schüsse für die Sozialversicherung und sonstige Subven-
tionen einerseits sowie sinkende Steuereinnahmen ande-
rerseits zu einer drastisch steigenden Neuverschuldung der
öffentlichen Haushalte. Vor diesem Hintergrund wurde die
Föderalismusreform II verabschiedet, deren wesentliches
Element die Aufnahme von Schuldengrenzen in die Ver-
fassung ist. Demnach darf die Neuverschuldung des Bun-
des ab 2016 maximal 0,35% des Bruttoinlandsprodukts
betragen. Die Länder dürfen ab 2020 in normalen Zeiten
keine neuen Schulden mehr aufnehmen.1 In schweren kon-
junkturellen Krisen sind jedoch Ausnahmen vom Verschul-
dungsverbot vorgesehen. Damit bleiben Defizite in einem
Konjunkturabschwung für Bund und Länder zulässig, sind
jedoch in den anschließenden Haushaltsjahren zurückzu-
zahlen. In Sondersituationen wie bspw. bei Naturkatastro-
phen können darüber hinausgehende Defizite mit einer
Mehrheit in den Landesparlamenten genehmigt werden.
Für solche Kredite soll jedoch anschließend ein verbindli-
cher Tilgungsplan festgelegt werden. Da allerdings keine
wirksamen Sanktionsmechanismen vorgesehen sind, wird
sich zeigen müssen, ob die Schuldenbremse weiter stei-
gende Schuldenberge verhindern kann. Dies gilt umso mehr,
weil die beschlossene Schuldenregel für die Bundesländer
eine weitere Einschränkung ihrer Gestaltungsmöglichkei-
ten auf der Ausgabenseite bedeutet, während ihre ohne-
hin kaum vorhandenen Kompetenzen auf der Einnahme-
seite nicht erweitert wurden (vgl. Hausner und Simon 2009).2
Für die ostdeutschen Bundesländer kommt erschwerend
hinzu, dass die Solidarpakt-II-Mittel bis 2019 auslaufen. Zur
Deckung von teilungsbedingten Sonderlasten aus dem be-
stehenden infrastrukturellen Nachholbedarf und zum Aus-
gleich unterproportionaler kommunaler Finanzkraft erhal-
ten die Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in den Jah-
ren 2005 bis 2019 Sonderbedarfs-Bundesergänzungszu-
weisungen in Höhe von insgesamt rund 105 Mrd. €.3 Die
Zahlungen verringern sich dabei von Jahr zu Jahr. So er-
halten die ostdeutschen Länder im Jahr 2009 noch insge-
samt etwa 9,5 Mrd. €, während sie 2019 letztmals insge-
samt rund 2 Mrd. € bekommen. 
Damit nicht genug, schlägt auch die demographische Ent-
wicklung mit voller Härte zu. Allerdings werden die Regio-
nen quer durch Deutschland in unterschiedlicher Weise be-
troffen sein. Während bis 20204 die um Berlin, Leipzig und
Jena liegenden Kreise, einzelne Umlandkreise Magdeburgs
und Dresdens sowie der Westen Mecklenburg-Vorpom-
merns noch Bevölkerungszuwächse verzeichnen, werden
die restlichen ostdeutschen sowie die meisten westdeut-
schen Kreise entlang der ehemaligen deutsch-deutschen
Grenze teils erhebliche Bevölkerungsverluste verkraften müs-
sen. Dasselbe gilt für das Ruhrgebiet, das Saarland sowie
die Küstenregion um Bremerhaven. Demgegenüber werden
insbesondere Baden-Württemberg, Hamburg und weite Tei-
le Bayerns aufgrund von Wanderungsüberschüssen Bevöl-
kerungszuwächse verzeichnen. Die Binnenwanderung führt
nicht nur dazu, dass sich die Bevölkerungszahl regional un-
terschiedlich entwickelt, sondern verändert auch die regio-
nale Altersstruktur. Da vor allem junge Menschen aus struk-
turschwachen Regionen abwandern, fallen sie dort auch als
potentielle Eltern aus. Die Bevölkerung in solchen Regio-
nen überaltert daher relativ schnell. Die neuen Bundeslän-
der verlieren (netto) schon seit Jahren junge, gut ausgebil-
dete Menschen, mit negativen Auswirkungen auf das wirt-
schaftliche Entwicklungspotential. Eine ähnliche Entwick-
lung kommt in Zukunft auch verstärkt auf die schrumpfen-
den westdeutschen Regionen zu (vgl. Kröhnert, Medicus
und Klingholz 2006 sowie Schneider 2005).
Die heutigen landespolitischen Möglichkeiten der Bundes-
länder reichen kaum aus, um diesen sich selbst verstär-
kenden Prozess zu durchbrechen. Hierzu müssten die Bun-
desländer die Möglichkeit erhalten, Einkommen- und Kör-
perschaftsteuersätze autonom festzulegen.5 Wird dieser
Schritt von einer geeigneten Reform des Länderfinanzaus-
gleichs – wie bspw. von Huber und Lichtblau (1998), Don-
ges et al. (2000) oder Berthold und Fricke (2007) vorgeschla-
gen – begleitet, so können strukturschwache und von Ab-
wanderung betroffene Regionen, ihre Attraktivität durch nied-
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1 Die hoch verschuldeten Länder Berlin, Bremen, Saarland, Sachsen-An-
halt und Schleswig-Holstein erhalten Konsolidierungshilfen in Höhe von
jährlich insgesamt 800 Mill. € von 2011 bis 2019.
2 So besteht die Gefahr, dass die Schuldenbremse vor dem Bundesverfas-
sungsgericht gekippt werden könnte.
3 Darüber hinaus hat sich der Bund verpflichtet, von 2005 bis 2019 weite-
re rund 51 Mrd. € in Form von überproportionalen Mitteln aus dem Bun-
deshaushalt für den Aufbau Ost bereitzustellen.
4 Ausgehend vom Jahr 2004.
5 Eine Möglichkeit wäre, zu einem Trennsystem überzugehen, bei dem der
Bund die Gesetzgebungs- und Ertragshoheit für die Umsatzsteuer hätte,
die Länder für die Einkommen- und Körperschaftsteuer. Eine Alternative
zu einem Trennsystem wäre ein Zuschlagsrecht der Bundesländer auf die
Einkommen- und Körperschaftsteuer, wobei der Bund weiterhin einen
Grundtarif der beiden Steuern bestimmen könnte.Forschungsergebnisse
rigere Steuersätze erhöhen. Kerngedanke der Reformvor-
schläge ist, den Länderfinanzausgleich wesentlich anreiz-
kompatibler auszugestalten als im Status quo, d.h. die Grenz-
belastung zusätzlicher Steuereinnahmen zu verringern. Vor-
geschlagen wird hierzu ein einfacher linearer Umverteilungs-
tarif, mit dem eine überdurchschnittliche Finanzkraft nur noch
zur Hälfte abgeschöpft und eine unterdurchschnittliche Fi-
nanzkraft lediglich zur Hälfte aufgefüllt würde. Um den Über-
gang für die heutigen Empfängerländer zu erleichtern, wer-
den pauschale Zuweisungen empfohlen, die in einem rela-
tiv langen Zeitraum von bspw. 20 Jahren planmäßig abge-
schmolzen werden müssten. Damit würden sich die Aus-
gleichsvolumina für die einzelnen Länder nur allmählich ver-
ändern, bei den Anreizwirkungen gäbe es jedoch eine so-
fortige und radikale Verbesserung. Im Vergleich zu wirt-
schaftsstarken Ländern wie Bayern, Hamburg und Hessen
weisen die neuen Bundesländer eine relativ schwache Steu-
erbasis auf. Ein Großteil ihrer Ausgaben wird mit Hilfe von
Transferleistungen finanziert. Dementsprechend hätte eine
Steuersatzsenkung in den neuen Bundesländern wesent-
lich geringere Auswirkungen auf die gesamten Einnahmen
als bspw. in Bayern oder Hessen, so dass ein Steuerwett-
lauf nach unten eher unwahrscheinlich ist. Insbesondere die
neuen Bundesländer könnten folglich durch niedrigere Steu-
ersätze national und international attraktiver für Investoren
und qualifizierte Arbeitskräfte werden und unternehmerische
Aktivitäten fördern. So könnte dort auch der Abwanderung
und Alterung effektiv entgegengewirkt werden. 
Die Krise birgt jedoch die Gefahr einer weiteren Zentralisie-
rung, wodurch der effizienzsteigernde föderale Wettbewerb
endgültig zum Erliegen kommen würde. Vor allem jene Län-
der, die sich in finanzieller Bedrängnis befinden, dürften eher
geneigt sein, kostspielige Aufgaben an die Bundesebene
abzugeben, da sie ihre (Steuer-)Einnahmen im Wesentlichen
nur indirekt und mit Zeitverzögerung beeinflussen können.
Eine Zentralisierung schadet jedoch erfolgreicheren Ländern,
ohne den weniger erfolgreichen Ländern wirklich zu helfen.
Erstere sind insbesondere deshalb erfolgreich, weil sie ihre
gegebenen Handlungsspielräume effektiv ausschöpfen.
Letztere bräuchten eher noch weitreichendere landespoliti-
sche Handlungsspielräume, um passende Antworten auf ih-
re spezifische Situation zu finden. Bundeseinheitliche Rah-
menbedingungen, institutionelle Regelungen sowie Politik-
ansätze bremsen den Aufholprozess wirtschaftlich schwä-
cherer Regionen aus und machen sie dauerhaft abhängig
von interregionaler Umverteilung, was wiederum mit nega-
tiven Anreizwirkungen bei Empfänger- sowie Zahlerländern
einhergeht. Es gilt daher, die Bundesländer zu stärken, ih-
nen Besteuerungskompetenzen und damit Einnahmequel-
len zur Verfügung zu stellen, damit sie ihre Aufgaben ohne
neue Schulden finanzieren können. Die enormen Herausfor-
derungen, vor denen Kommunen und Bundesländer ste-
hen, lassen sich nicht dirigistisch auf Bundesebene lösen.
Es bedarf mehr dezentraler Gestaltungsspielräume, da die
Regionen in ganz unterschiedlicher Weise von bestimmten
Entwicklungen betroffen sind. Regional unterschiedliche Pro-
blemlagen erfordern maßgeschneiderte Strategien. Politiker
auf dezentralen Ebenen sind näher an den vor Ort auftre-
tenden Problemen und besitzen daher genauere Informa-
tionen als eine zentrale Regierung. Darüber hinaus sind die
politischen Mitwirkungsmöglichkeiten der Bürger auf dezen-
tralen Ebenen besser (vgl. Inman 2007). So kann die Eigen-
initiative und Kreativität der Bürger genutzt werden, um in-
novative Antworten auf die spezifische (demographische)
Situation zu finden. Dezentrale Handlungsspielräume sind
deshalb eine Voraussetzung dafür, dass strukturschwache
und bevölkerungsarme Regionen ihre Potentiale optimal aus-
schöpfen können.
Aller guten Dinge sind drei, und so sollte auch ein dritter Teil
der Föderalismusreform aufgelegt werden, der den Ländern
mehr Verantwortung, mehr Spielräume und mehr eigene fi-
nanzielle Mittel überträgt.
Fazit
Der Vergleich von damaligen und aktuellen Erfolgs- und Ak-
tivitätsindizes zeigt, dass sich die Bundesländer auch in
der gegenwärtigen föderalen Ordnung im Vergleich zu an-
deren Ländern verbessern können. Die Rangveränderun-
gen spielen sich jedoch innerhalb von drei relativ klar von-
einander abgegrenzten Gruppen ab. Diese Gruppen aufzu-
brechen, dürfte auch in Zukunft nicht leichter werden. So
steigen die Schulden der Bundesländer aufgrund der Finanz-
und Wirtschaftskrise deutlich an. Die damit einhergehenden,
steigenden Zinsverpflichtungen engen die Handlungsspiel-
räume der Länder weiter ein, wodurch wiederum ein Auf-
holen weniger erfolgreicher Bundesländer erschwert wird.
Bestes Beispiel dafür ist Schleswig-Holstein. Der Schulden-
berg des nördlichsten Bundeslandes ist durch die Rettung
seiner angeschlagenen Landesbank dramatisch gewach-
sen und damit auch die Zinsverpflichtungen. Gleichzeitig
muss Schleswig-Holstein bis 2020 sein strukturelles Defizit
abbauen, um die in der Föderalismusreform II eingeführte
Schuldenbremse einzuhalten. Damit bleibt auf der Ausga-
benseite kaum Spielraum. Selbst dringend notwendige öf-
fentliche Investitionen in Bildung, Infrastruktur und Grund-
lagenforschung könnten dem Sparzwang zum Opfer fallen.
Damit die Länder flexibler bei der Haushaltskonsolidierung
sind und auf länderspezifische Entwicklungen besser einge-
hen können, benötigen sie weitergehende Kompetenzen auf
der Einnahmen- und Ausgabenseite. So könnten bestimm-
te öffentliche Leistungen trotz des zunehmenden Spar-
zwangs weiterhin angeboten werden, wenn die Einwohner
und Unternehmen eines Bundeslandes bereit sind, dafür et-
was höhere Steuersätze in Kauf zu nehmen. Insofern wäre
eine Stärkung der regionalen Steuerautonomie eine sinnvol-
le und notwendige Ergänzung der Schuldenbremse.
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